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Haushaltsrechnung der Hansestadt Stralsund für das Haushaltsjahr 2008
- Entlastung des Oberbürgermeisters -

Beschluss- Nr. 2009-V-05-0150 vom 03.12.2009
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
1. Das Ergebnis der Jahresrechnung 2008 wird gem. § 60 Absatz 5 Satz 1 Kommunalverfassung M-V festgestellt:

Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2008 gemäß § 39 GemHVO M-V (in EUR)
Feststellung des Ergebnisses

Bezeichnung Verwaltungs- Vermögens- Gesamt-
haushalt haushalt haushalt

Soll-Einnahmen Verwaltungshaushalt 141.498.082,15 141.498.082,15
Soll-Einnahmen Vermögenshaushalt 25.061.286,65 25.061.286,65
Summe Soll-Einnahmen 141.498.082,15 25.061.286,65 166.559.368,80
+ Neue Haushaltseinnahmereste Verwaltungshaushalt 0,00 0,00
+ Neue Haushaltseinnahmereste Vermögenshaushalt 2.737.753,90 2.737.753,90
Summe neue Haushaltseinnahmereste 0,00 2.737.753,90 2.737.753,90
./. Abgang alter Haushaltseinnahmereste Verwaltungsh. 0,00 0,00
./. Abgang alter Haushaltseinnahmereste Vermögensh. 18.373,73 18.373,73
Summe Abgang alter Haushaltseinnahmereste 0,00 18.373,73 18.373,73
./. Abgang alter Kasseneinnahmereste Verwaltungsh. 379.030,75 379.030,75
./. Abgang alter Kasseneinnahmereste Vermögensh. -208.024,46 -208.024,46
Summe Abgang alter Kasseneinnahmereste 379.030,75 -208.024,46 171.006,29

Summe bereinigte Soll-Einnahmen 141.119.051,40 27.988.691,28 169.107.742,68
Soll-Ausgaben Verwaltungshaushalt 142.585.486,59 142.585.486,59
Soll-Ausgaben Vermögenshaushalt 24.283.165,25 24.283.165,25
darin enthalten Überschuss nach
§ 39 Abs. 3 Satz 2 GemHVO 0,00

Summe Soll-Ausgaben 142.585.486,59 24.283.165,25 166.868.651,84
+ Neue Haushaltsausgabereste Verwaltungshaushalt 2.060.714,41 2.060.714,41
+ Neue Haushaltsausgabereste Vermögenshaushalt 4.414.286,12 4.414.286,12
Summe neue Haushaltsausgabereste 2.060.714,41 4.414.286,12 6.475.000,53
./. Abgang alter Haushaltsausgabereste Verwaltungsh. 0,00 0,00
./. Abgang alter Haushaltsausgabereste Vermögensh. 369.820,91 369.820,91
Summe Abgang alter Haushaltsausgabereste 0,00 369.820,91 369.820,91
./. Abgang alter Kassenausgabereste Verwaltungsh. 0,00 0,00
./. Abgang alter Kassenausgabereste Vermögensh. 0,00 0,00
Summe Abgang alter Kassenausgabereste 0,00 0,00 0,00

Summe bereinigte Soll-Ausgaben 144.646.201,00 28.327.630,46 172.973.831,46

Etwaiger Unterschied bereinigte Soll-Einnahmen
./. bereinigte Soll-Ausgaben (Fehlbetrag) -3.527.149,60 -338.939,18 -3.866.088,78

Kassenmäßiger Abschluss 2008 (in EUR)

Bezeichnung Verwaltungs- Vermögens- Gesamt-
haushalt haushalt haushalt

Soll-Einnahmen 141.498.082,15 25.381.086,65 166.879.168,80
+ Neue Haushaltseinnahmereste 0,00 2.737.753,90 2.737.753,90
./. Abgang auf Haushaltseinnahmereste aus Vorjahren 0,00 18.373,73 18.373,73
./. Abgang auf Kasseneinnahmereste aus Vorjahren 379.030,75 3.931.975,54 4.311.006,29
+ Restbereinigung (Globalabsetzung Vorjahr) 0,00 4.140.000,00 4.140.000,00
./. Restbereinigung des laufenden Rechnungsjahres 0,00 319.800,00 319.800,00
Bereinigte Soll-Einnahmen 141.119.051,40 27.988.691,28 169.107.742,68
Soll-Ausgaben 142.585.486,59 24.283.165,25 166.868.651,84
+ Neue Haushaltsausgabereste 2.060.714,41 4.414.286,12 6.475.000,53
./. Abgang auf Haushaltsausgabereste aus Vorjahren 0,00 369.820,91 369.820,91
./. Abgang auf Kassenausgabereste aus Vorjahren 0,00 0,00 0,00
Bereinigte Soll-Ausgaben 144.646.201,00 28.327.630,46 172.973.831,46
Mehr- bzw. Minderausgaben -3.527.149,60 -338.939,18 -3.866.088,78

Ist-Einnahmen 150.298.144,93 37.249.348,67 187.547.493,60
Ist-Ausgaben 164.733.516,09 34.196.525,37 198.930.041,46
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Buchungsmäßiger Kassenbestand -14.435.371,16 3.052.823,30 -11.382.547,86
+ Kasseneinnahmereste 13.057.738,88 946.079,75 14.003.818,63
+ Haushaltseinnahmereste 0,00 3.850.139,13 3.850.139,13
./. Kassenausgabereste 88.802,91 24.610,54 113.413,45
./. Haushaltsausgabereste 2.060.714,41 8.163.370,82 10.224.085,23
evtl. Differenz -3.527.149,60 -338.939,18 -3.866.088,78

Verwahrgelder – Bestand – 14.259.126,61
Vorschüsse – Bestand – -1.494.247,32
Buchungsmäßiger Kassenbestand gesamt 1.382.331,43

2. Dem Oberbürgermeister wird für das Rechnungsjahr 2008 gemäß § 60 Absatz 5 Satz 2 Kommunalverfassung M-V Entlastung erteilt.

Stralsund, 15.01.2010

Die Jahresrechnung 2008 liegt zur Einsichtnahme vom 01.03. bis 02.04.2010 im Kämmereiamt der Hansestadt Stralsund, Heilgeiststr. 63, Zim-
mer 101, öffentlich aus.

Öffentliche Bekanntmachung
der Vermessungs- und Katasterbehörde für den Landkreis

Nordvorpommern und die Hansestadt Stralsund
als Sonderungsbehörde

Mitteilung über die Auslegung der Sonderungsplanentwürfe
Nr. BoSo 19/2009, BoSo 20/2009 und BoSo 28/2009 Stralsund

In der Hansestadt Stralsund, Gemarkung Stralsund, Flur 19,
Flurstücke: 14/7, 26, 32, 45/17, 47/13, 47/32, 64/9, 64/19, 69/1, 69/2
sowie Flur 20, die Flurstücke: 28/53, 28/61, 28/66, 40/14, 40/17 und
in der Flur 28, die Flurstücke: 4/11, 17/19, 19, 31/22 sind drei Ver-
fahren nach dem Gesetz über die Sonderung unvermessener und
überbauter Grundstücke nach der Karte (Bodensonderungsgesetz -
BoSoG - vom 20. Dezember 1993, BGBl. I Nr. 70, S. 2215 ff.)
durchzuführen.
Die Verfahrensgebiete befinden sich am Knieperwall, Bleistraße 4,
Kiebenhieberstraße 7, in der Heilgeiststraße 5, 8, 13, 14, 22, 23, in
der Mönchstraße 10, 12 bis 14, 21, 22, 42 bis 44, 50, 60 und 61, in
der Mühlenstraße 31, 51 und 52, in der Ossenreyerstraße 29, 30,
38, 39, 40, 51 und 52, in der Papenstraße 35 und 36, in der Ra-
vensbergerstraße 6, in der Tribseer Straße 4 und 6 sowie am Fran-
kenwall. Durch die Verfahren soll die Reichweite des unvermesse-
nen Eigentums bestimmt und somit beleihungsfähige Grundstücke
geschaffen werden.

Alle Planbetroffenen können innerhalb eines Monats ab dem Beginn
der Auslegung am 2. März 2010 die Sonderungsplanentwürfe sowie
die zur Aufstellung verwandten Unterlagen einsehen und Einwände
gegen die getroffenen Feststellungen zu den dinglichen Rechtsver-
hältnissen erheben. Planbetroffene sind die Eigentümer der betrof-
fenen Grundstücke, die Inhaber von dinglichen Nutzungsrechten,
von Gebäudeeigentum und Anspruchsberechtigte nach dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz.

Das Gleiche gilt für die Anmelder von Rückübertragungsansprüchen
nach dem Vermögensgesetz oder aus Restitution (§11 Abs.1 des
Vermögenszuordnungsgesetzes) und für die Inhaber beschränkter
dinglicher Rechte an den betroffenen Grundstücken.

Die Auflösung der unvermessenen Hofräume bestimmt sich in erster
Linie nach der Einigung der Beteiligten. Die Inhaber beschränkter,
dinglicher Rechte (Wohnrechte, Überfahrtsrechte, Grundpfandrechte
u. a.) müssen ebenfalls dieser Einigung zustimmen.
Diese öffentliche Bekanntmachung gibt den Rechtsinhabern, die im
Grundbuch ohne genaue Anschrift eingetragen sind, die Möglichkeit,
am Bodensonderungsverfahren teilzunehmen.

Inhaber dinglicher Rechte mit unbekanntem Aufenthalt sind:
Kaufmann Heinz Nachtwey in Voxtrup (Kreis Osnabrück)
Ulrich Nachtwey

Die Entwürfe der Sonderungspläne sowie die zu ihrer Aufstel-
lung verwandten Unterlagen liegen nach § 8 Abs. 4 BoSoG ab
dem

2. März 2010 für den Zeitraum eines Monats

in den Diensträumen der Sonderungsbehörde des Landkreises
Nordvorpommern als Vermessungs- und Katasterbehörde des
Landkreises Nordvorpommern und der Hansestadt Stralsund, beim
Fachgebiet Kataster und Vermessung, Tribseer Damm 1a, 18437
Stralsund, während der Öffnungszeiten zur Einsicht aus.
Die Öffnungszeiten sind wie folgt geregelt:

Dienstag: 09.00 - 12.00 und 13.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag: 09.00 - 12.00 und 14.00 - 16.00 Uhr

Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefoni-
scher Absprache mit Frau Sund unter der Tel. Nr. 03831 / 257-777
möglich.
Die Einwände sind bei der bezeichneten Sonderungsbehörde unter
der genannten Anschrift schriftlich oder zur Niederschrift zu erhe-
ben.

Im Auftrag

gez. Heiko Schröder
(Kreisvermessungsoberrat)
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Jahresabschluss 2008
gemäß § 16 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz

Bekanntmachung der Stralsunder Innovations-
und Gründerzentrum GmbH

I. Der Jahresabschluss 2008 der Stralsunder Innovations- und
Gründerzentrum GmbH wurde durch die Revisions- und Treu-
hand-KG, Frankenwall 19, 18439 Stralsund, geprüft und am 29.
September 2009 mit folgendem uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk versehen:
„Wir haben den Jahresabschluss –bestehend aus Bilanz, Gewinn-
und Verlustrechnung sowie Anhang und Lagebericht- unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der SIG Stral-
sunder Innovations- und Gründerzentrum GmbH, Stralsund, für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2008 geprüft.
Durch § 15 Abs. 1 Nr. 3 KPG Mecklenburg-Vorpommern wurde
der Prüfgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt sich auch auf
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft i.S.v. § 53 Abs.
1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft liegen in der
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unse-
re Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie die
wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB bzw.
§ 11 ff KPG Mecklenburg-Vorpommern unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, und Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und
dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die
wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft Anlass zu Bean-
standungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhält-
nisse haben wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW
festgestellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse ge-
mäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind der Auffassung, dass
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtli-
chen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Ge-
sellschaftervertrages und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft geben nach
unserer Beurteilung keinen Anlas zu wesentlichen Beanstan-
dungen.“

II. Der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern hat mit
Schreiben vom 05.01.2010 dazu Folgendes festgestellt:
Der Landesrechnungshof gibt den Prüfungsbericht nach einge-
schränkter Prüfung frei (§ 16 Abs. 3 KPG).

III. Der Gesellschafter der Stralsunder Innovations- und Gründer-
zentrum GmbH hat am 3. Dezember 2009 folgende Beschlüsse
gefasst:
1. Der von der Revision- und Treuhand KG geprüfte Jahresab-
schluss zum 31.12.2008 der Stralsunder Innovations- und
Gründerzentrum GmbH wird mit einem Jahresfehlbetrag in Hö-
he von 15.328,60 Euro und einer Bilanzsumme von
2.767.108,45 Euro festgestellt.
2. Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 15.328,60 Euro wird auf
neue Rechnung vorgetragen.

IV. Der Jahresabschluss 2008 und der Lagebericht werden vom
Zeitpunkt der Veröffentlichung an für sieben Tage in den Ge-
schäftsräumen der Stralsunder Innovations- und Gründerzent-
rum GmbH, Heinrich-Mann-Straße 11, 18435 Stralsund, öffent-
lich ausgelegt.

Stralsund, 11.01.2010

gez. Peter Fürst
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2008
gemäß § 16 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz

Bekanntmachung
der Brunst-Weber-Stiftung

I. Der Jahresabschluss der Brunst-Weber-Stiftung wurde durch
die Domus AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Zweignieder-
lassung Schwerin, geprüft und am 28.08.2009 mit folgendem
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen:
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht der

Brunst-Weber-Stiftung,
Stralsund,

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2008
geprüft. Durch § 15 Abs. 1 Nr. 3 KPG M-V wurde der Prü-
fungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher
auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung i. S. v. §
53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen
handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrecht-
lichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der
Stiftungssatzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stif-
tung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der
Stiftung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den La-
gebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stif-
tung abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB
und § 15 Abs. 1 Nr. 3 KPG M-V unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenom-
men. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
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dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebe-
richt vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt
werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung
Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Stiftung sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Die
Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben wir darüber
hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten Grundsätzen
zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und
der wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorge-
nommen. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den
deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen
der Stiftungssatzung und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild von der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Stiftung. Der Lagebericht steht im
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Stiftung und stellt die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung geben nach unse-
rer Beurteilung keinen Anlass zu wesentlichen Beanstandun-
gen.“

II. Der Landesrechnungshof Mecklenburg - Vorpommern hat mit
Schreiben vom 6. Januar 2010 den Prüfungsbericht nach ein-
geschränkter Prüfung freigegeben.

III. Der Vorstand der Brunst-Weber-Stiftung hat am 23. Oktober
2009 folgende Beschlüsse gefasst:

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2008 sowie der Lagebe-
richt für das Geschäftsjahr 2008 sind festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss in Höhe von 4.337,53 ist auf
neue Rechnung vorzutragen.

3. Der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund sind die Fest-
stellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 und des
Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2008 sowie die Ent-
lastung des Vorstandes und der Geschäftsführung vorzu-
schlagen.

IV. Der Jahresabschluss zum 31.12.2008 und der Lagebericht
werden vom Zeitpunkt der Veröffentlichung an für sieben Tage
in den Geschäftsräumen der Brunst-Weber-Stiftung, Hafen-
straße 27 in 18439 Stralsund öffentlich ausgelegt.

Stralsund, den 15.02.2010

gez. M. Arndt
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2008
gemäß § 16 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz

Bekanntmachung des Eigenbetriebes
Städtischer Zentralfriedhof
der Hansestadt Stralsund

I. Der Jahresabschluss 2008 des Eigenbetriebes Städtischer
Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund wurde durch den
Wirtschaftsprüfer Eberhard Krutzsch aus Ribnitz-Damgarten
geprüft und am 27.06.2009 mit folgendem uneingeschränkten
Bestätigungsvermerk versehen:
„Ich habe den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung
der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetriebs Städ-
tischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2008 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des
Eigenbetriebs. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der
von mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht abzugeben.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und
§ 16 Abs. 4 KPG unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist
die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnis-
se über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs Städtischer Zentralfriedhof
der Hansestadt Stralsund sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentli-
chen Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass
meine Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine
Beurteilung bildet.

Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Eigenbetriebs Städtischer Zentralfriedhof der
Hansestadt Stralsund.
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss,
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
genbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.“
Pflichtgemäß bestätige ich gem. § 16 Abs. 4 Kommunalprü-
fungsgesetz:
„Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach
meiner pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Der
Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
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tragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahres-
abschluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu wesentli-
chen Beanstandungen keinen Anlass.“

Ribnitz-Damgarten, 27. Juni 2009
Eberhard Krutzsch, Wirtschaftsprüfer

II. Der Landesrechnungshof M-V hat mit Schreiben vom
14.12.2009 dazu Folgendes festgestellt:
„Anliegend wird der Bericht des Abschlussprüfers über die Prü-
fung des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 in zweifacher
Ausfertigung übersandt. Der Landesrechnungshof gibt den Prü-
fungsbericht nach eingeschränkter Prüfung frei (§16 Abs. 3
KPG).“
gez. Dr. Hempel

III. Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund hat am 03.12.2009
beschlossen:
1. Den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Städtischer

Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund für das Ge-
schäftsjahr zum 31.12.2008 mit einer Bilanzsumme von
1.548.053,43 und einem Jahresüberschuss in Höhe von
40.023,99 festzustellen.

2. Die Betriebsleiterin, Frau Eva Schubert, für das Ge-
schäftsjahr 2008 zu entlasten.

3. Den Jahresüberschuss in Höhe von 40.023,99 aus dem
Jahr 2008 auf neue Rechnung vorzutragen und mit dem
Verlustvortrag zu verrechnen.

IV. Der Jahresabschluss 2008 sowie der Lagebericht werden vom
Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an für
sieben Werktage in den Geschäftsräumen des Eigenbetriebes
Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund, H.-Heine-
Ring 77 in Stralsund öffentlich ausgelegt.

Stralsund, 15.01.2010

gez. Dr. Badrow
Oberbürgermeister

Bekanntmachung des Zentralfriedhofes Stralsund
über die Rückgabe von Wahlgrabstätten
bzw. Urnenwahlgrabstätten entsprechend
der §§ 14 und 16 der Friedhofssatzung

Aus gegebenem Anlass gibt die Verwaltung des Zentralfriedhofes
der Hansestadt Stralsund bekannt, dass o.g. Grabstätten, die um-
gangssprachlich auch als Familiengrabstätten bezeichnet werden,
nach dem Ablauf der Nutzungszeit ordnungsgemäß an die Fried-
hofsverwaltung zurückzugeben bzw. mit Unterschrift des Nutzungs-
berechtigten, zu kündigen sind.
Eine Grabrückgabe wird notwendig, wenn das erworbene Nut-
zungsrecht verstrichen ist und eine Verlängerung nicht gewünscht
wird.

Möglich ist eine Grabrückgabe nach dem Ablauf der gesetzlichen
Ruhefrist, in der Regel nach 20 Jahren. Für Urnenbestattungen bis
September 1998 gilt davon abweichend eine gesetzliche Ruhefrist
von 15 Jahren.
Maßgebend für den Ablauf der gesetzlichen Ruhefristen an einer
Grabstätte ist der Verstorbene, der zuletzt auf der Grabstätte beer-
digt wurde.
Für die Einebnung einer Grabstätte auf dem Zentralfriedhof werden
gegenwärtig pauschal 41,00 berechnet. Darin enthalten sind die
Verwaltungsgebühr sowie die Kosten der Arbeitsleistung für Urnen-
umbettung, Grabmalentsorgung und Wiederherrichtung der Oberflä-
chen.

Für Grabmale und sonstige Anlagen, die anderweitig entfernt wer-
den sollen, wird gemäß § 27 Friedhofssatzung die schriftliche Zu-
stimmung bzw. ein Erlaubnisschein der Friedhofsverwaltung benö-
tigt.
Bei einer Bestandsaufnahme der Grabstätten auf dem Zentralfried-
hof wurden rund 1000 Grabstätten erfasst, die vernachlässigt o-
der/und ungepflegt bzw. ohne Nutzungsrecht sind. Angehörige wer-
den dringend gebeten, ihre Grabangelegenheiten zu prüfen.

Gern geben Ihnen die Mitarbeiterinnen der Friedhofsverwaltung
auch telefonisch Auskunft.

Eigenbetrieb Städtischer Zentralfriedhof der Hansestadt Stralsund
Heinrich-Heine-Ring 77, 18435 Stralsund
Tel.: 03831 / 390279
Fax: 03831 / 390282

Mo – Fr 8-12 Uhr
Di 8-12 Uhr und 13-17 Uhr
Do 8-12 Uhr und 13-15 Uhr

gez. Schubert

Hinweis: Grabstätten, in denen nur ein einziger Verstorbener durch
Zuweisung des Friedhofspersonals in der vorgegebenen Reihe be-
stattet wurde, sind Reihengräber. Diese werden mit dem Ablauf der
gesetzlichen Ruhefrist nach Bekanntmachung kostenfrei eingeeb-
net.

Verleihung der Plakette „barrierefrei“ 2009
Unter der Schirmherrschaft des Präsidenten der Bürgerschaft der
Hansestadt Stralsund ist es zur Tradition geworden, an Einrichtun-
gen und Institutionen die Plakette "barrierefrei" zu verleihen.
Diese Auszeichnung erhalten öffentliche Gebäude, die barrierefrei
gebaut oder umgestaltet sind.

Im Jahr 2009 erhielten die Plakette folgende Einrichtungen der Han-
sestadt Stralsund, die es sich in vorbildlicher Weise zur Aufgabe
gemacht haben, beim Bau oder Umbau Barrieren abzubauen und
behinderten Menschen Teilhabe und Selbstbestimmung zu ermögli-
chen:

Hansa – Gymnasium Stralsund, Fährwall 19

Rathaus der Hansestadt Stralsund, Alter Markt

Theater Vorpommern, Großes Haus Stralsund,
Olof Palme Platz 6

OZEANEUM Stralsund GmbH, Hafenstraße 11

ASB Regionalverband NORD-OST e.V.
„Haus am Ring“, Carl-Loewe-Ring 4

Wohlfahrtseinrichtungen der Hansestadt Stralsund
gemeinnützige GmbH, Pflegeheim „ Am Mühlgraben“
Grünhufer Bogen 1 b

ter Smitten Immobilien GmbH
Altersgerechtes Wohnen, Wolfgang-Heinze-Straße 10

Reformhaus – Biomarkt Ganzen, Heilgeiststraße 14

Integrierte Gesamtschule Grünthal, Erdgeschoss, Grünthal 12

Seit 1996 wird die Plakette " barrierefrei " im Zweijahresrhythmus
vergeben.
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